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A. Auftrag 
 

Die Fraktion der FDP hat mit Drucksache 16/2469 die Landesregierung aufgefordert, 

in der 41. Tagung des Schleswig-Holsteinischen Landtages einen schriftlichen Be-

richt über die Situation des Glücksspielwesens in Schleswig-Holstein unter besonde-

rer Berücksichtigung der Auswirkungen des Glücksspielstaatvertrages zu geben, der 

insbesondere auf die Punkte eingeht: 

 

1. Umsatzentwicklung der staatlichen und der gewerblichen Glücksspielanbieter, 

sowie die Entwicklung der daraus resultierenden öffentlichen Einnahmen und 

der Finanzierung von Gemeinwohlbelangen   

  

2. Situation der Spielbanken in Schleswig-Holstein 

 

3. Evaluierung und Erfolg des Glücksspielstaatsvertrages, insb. in Bezug auf die 

Reduzierung der Glücksspielsucht und des Spielerschutzes 

 

4. Ergebnisse des Forschungsprojektes „Spielsucht“ 

 

5. Erwartungen der Landesregierung an das Internetverbot für deutsche Lotto-

vermittler 

 

6. Stand des Vertragsverletzungsverfahrens der EU-Kommission gegen 

Deutschland in Bezug auf den Glücksspielstaatsvertrag 

 

7. Laufende Verfahren vor Schleswig-Holsteinischen Gerichten im Zusammen-

hang mit dem Glücksspielstaatsvertrag 

 

8. Überlegungen der Landesregierungen zur Änderung des Glücksspielstaats-

vertrages 
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B. Vorbemerkung 
 

Der Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland ist zum 1. Januar 

2008 in Kraft getreten. In seinem § 1 wurden folgende Ziele festgeschrieben: 

1. das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu verhindern 

und die Voraussetzungen für eine wirksame Suchtbekämpfung zu 

schaffen, 

2. das Glücksspielangebot zu begrenzen und den natürlichen Spieltrieb der 

Bevölkerung in geordnete und überwachte Bahnen zu lenken, insbeson-

dere ein Ausweichen auf nicht erlaubte Glücksspiele zu verhindern, 

3. den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten,  

4. sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß durchgeführt, die 

Spieler vor betrügerischen Machenschaften geschützt und die mit Glücks-

spielen verbundene Folge- und Begleitkriminalität abgewehrt werden. 

 

Zur Umsetzung dieser Ziele enthält der Glücksspielstaatsvertrag gegenüber 

der vorherigen Rechtslage folgende Neuerungen: 

− Teilweise Erweiterung des Anwendungsbereichs auf Spielbanken (§ 2 Satz 

2); 

− Erlaubnispflicht für Spielvermittlung (§ 4 Abs. 1); 

− Verbot der Veranstaltung und Vermittlung von Glücksspielen im Internet  

(§ 4 Abs. 4) mit einer Übergangsfrist bis Ende 2008 (§ 25 Abs. 6); 

− Verbot der Werbung für Glücksspiel im Fernsehen und im Internet sowie 

über Telefon (§ 5 Abs. 3); 

− Verpflichtung zur Entwicklung von Sozialkonzepten und zur Aufklärung der 

Spieler über Gewinnchancen, Suchtrisiken und Hilfsangebote (§§ 6, 7); 

− Verpflichtung der staatlichen Lotterie- und Sportwettenveranstalter und der 

Spielbanken zur Schaffung eines übergreifenden Systems für Spielersper-

ren (§ 8) und zur umfassenden Identitätskontrolle zur Durchsetzung der 

Sperren bei Spielbanken, Sportwetten und Lotterien mit mehr als zwei Ver-

anstaltungen pro Woche (§§ 20-22); 
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− Schaffung eines unabhängigen Fachbeirats für Suchtbekämpfung zur Bera-

tung der Länder insb. bei der Zulassung neuer Spiele (§ 9 Abs. 5 Nr. 1, § 10 

Abs. 1 S. 2); 

− Abstimmungserfordernis für die Glücksspielaufsichten der Länder bei der 

Erteilung von Erlaubnissen für staatliche Sportwetten und Lotterien (§ 9 

Abs. 3); 

− Verbot der Glücksspielaufsicht durch die Finanzministerien (§ 9 Abs. 6); 

− Begrenzung von Jackpots (§ 22 Abs. 1); 

− Evaluierung der Auswirkungen des Staatsvertrages und Vorlage des Er-

gebnisses drei Jahre nach Inkrafttreten (§ 27), Befristung des Staatsvertra-

ges bis zum Ablauf des vierten Jahres mit Verlängerungsmöglichkeit durch 

MPK-Beschluss mit qualifizierter Mehrheit (13 Länder; § 28 Abs. 1). 

 

Der Staatsvertrag setzt damit die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

um, die es in seiner Entscheidung vom 28. März 2006 hinsichtlich Suchtprä-

vention sowie Spieler- und Jugendschutz an ein staatliches Glücksspielmono-

pol gestellt hat. 
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C. Bericht 
 

1. Umsatzentwicklung der staatlichen und der gewerblichen Glücksspiel-
anbieter, sowie die Entwicklung der daraus resultierenden öffentlichen 
Einnahmen und der Finanzierung von Gemeinwohlbelangen 

 
Die Umsatzentwicklung der NordwestLotto Schleswig-Holstein GmbH & Co. 

KG (NWL) für die Jahre 2006 bis 2008 stellt sich wie folgt dar: 

 
2006 2007 2008 

Gesamt Gesamt Gesamt 

Einsätze Einsätze Einsätze 
Spieleinsätze NWL 

      

Lotto Samstagsziehung 138.261.035,25 123.651.563,25 108.224.078,75 

Lotto Mittwochsziehung 55.730.458,50 53.557.494,00 43.496.919,75 

GlücksSpirale 7.388.160,00 5.847.065,00 6.719.400,00 

Oddset-Kombiwette 12.374.375,00 10.075.326,00 6.159.015,50 

Oddset-Topwette 914.345,00 623.412,50 397.327,50 

Ergebniswette 962.387,50 906.856,50 773.015,50 

Auswahlwette 667.290,00 1.047.690,15 500.982,95 

Bingo 10.214.697,50 10.044.702,50 8.341.237,50 

Losbrieflotterie 5.196.992,50 4.710.000,00 3.814.750,00 

KENO 7.628.815,00 5.654.803,00 4.141.824,00 

Spiel 77 Samstagsziehung 31.102.422,00 28.689.835,50 24.583.899,00 

Spiel 77 Mittwochsziehung  11.744.776,50 11.285.428,50 9.087.699,00 

Super 6 Samstagsziehung  22.367.326,25 20.803.365,00 17.654.242,50 

Super 6 Mittwochsziehung 8.597.086,25 8.464.201,25 6.730.276,25 

plus5 795.063,75 546.921,00 398.400,00 

Gesamt 313.945.231,00 285.908.664,15 241.023.068,20 

 

Der Hauptgrund des Umsatzrückganges beim klassischen Lottospiel in 

Schleswig-Holstein besteht darin, dass durch gewerbliche Spielvermittler we-

niger Umsätze an NWL vermittelt wurden. Für das Jahr 2008 beträgt der 

Rückgang dieser Umsätze rd. 53,27 % im Vergleich zum Vorjahr. Die Um-

satzentwicklungen der gewerblichen Spielvermittler sind der Landesregierung 

nicht bekannt. Zum Umsatzrückgang bei NWL wird auch die im November 
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2006 aufgrund eines Beschlusses des Bundeskartellamtes vorgenommene 

Schließung des Internetportals der NWL beigetragen haben. Diese Entschei-

dung haben mit einer Ausnahme auch die Lottogesellschaften der anderen 

Länder getroffen. Nachdem der Bundesgerichtshof mit einem im Juni 2007 er-

gangenen Beschluss die Entscheidung des Bundeskartellamtes teilweise kor-

rigiert hat, haben einige Lottogesellschaften ihr Internetangebot wieder eröff-

net und auf der Grundlage der Übergangsregelung des § 25 Abs. 6 GlüStV 

noch bis Ende 2008 betrieben. Nach Angaben der NWL hat sie aufgrund einer 

wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung von einer Wiedereröffnung des Internet-

angebotes abgesehen. 

Der Umsatzrückgang bei den „schnellen Spielen“ wie KENO oder Oddset dürf-

te im Wesentlichen auf die Einführung der Lotto-Kundenkarte in Verbindung 

mit der Vorlage des Personalausweises zurückzuführen sein, welche eine zu-

sätzliche Hürde für die Kunden darstellt. Dies ist jedoch nötig, da vor der Teil-

nahme an Sportwetten und Lotterien mit besonderem Gefährdungspotential 

nach § 21 Abs. 3 und § 22 Abs. 2 GlüStV ein Abgleich mit der Sperrdatei (§ 23 

GlüStV) mittels einer Identitätskontrolle durchzuführen ist. 

Zum anderen korrelieren die Umsätze mit der Höhe des jeweiligen Jackpots, 

wodurch eine Bewertung im Vergleich der Jahresumsätze erschwert wird. 

Hierzu wird auf die nachfolgende Tabelle verwiesen, die die Spieleinsätze in 

Schleswig-Holstein im Zeitraum des Rekordjackpots von 2009 mit den Zahlen 

aus dem gleichen Zeitraum in 2008 darstellt: 

 
1.-5. KW 2008 1.-5. KW 2009 

Gesamt Gesamt Spieleinsätze NWL 

Einsätze Einsätze 

Lotto Samstagsziehung 10.484.452,50 13.492.047,00 

Lotto Mittwochsziehung 4.200.817,50 6.393.537,75 

Spiel 77 Samstagsziehung 2.452.467,00 2.899.137,00 

Spiel 77 Mittwochsziehung  886.890,00 1.247.662,50 

Super 6 Samstagsziehung  1.770.463,75 2.133.586,25 

Super 6 Mittwochsziehung 660.598,75 930.532,50 

Gesamt 20.455.689,50 27.096.503,00 
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Für die Nordwestdeutsche Klassenlotterie (NKL) ergibt sich für die letzten drei 

Geschäftsjahre (diese laufen abweichend vom Kalenderjahr jeweils vom 1. 

Oktober bis zum 30. September) folgendes Bild: 

 
NKL 2006 2007 2008 

Jahresumsatz Gesamt 470.831.000,00 435.687.000,00 317.492.000,00 

Jahresumsatz in SH  21.658.000,00 20.042.000,00 14.605.000,00 

Länderertrag in SH 5.432.000,00 5.239.000,00 3.811.000,00 

 

Der „Länderertrag“ umfasst die an Schleswig-Holstein abgeführten Lotterie-

steuer- und Bilanzgewinnanteile. Da die Spielteilnehmerdaten ausschließlich 

bei den Lotterie-Einnehmern gehalten werden, wurden die Jahresumsätze in 

Schleswig-Holstein auf Basis einer Abfrage zum Absatzanteil im Jahr 2008 

hochgerechnet. 

 

Das Lotteriesteueraufkommen in Schleswig-Holstein hat sich demnach wie 

folgt entwickelt:  

 
Lotteriesteuer 2006 2007 2008 

Aufkommen Schleswig-Holstein 55.994.000,00 56.442.000,00 47.005.000,00

 

Die Einnahmen aus der Lotteriesteuer sind in Schleswig-Holstein von 56,4 

Mio. € im Jahr 2007 auf 47,0 Mio. € im Jahr 2008 zurückgegangen. 

Die Einnahmen aus Zweckabgaben (siehe nachfolgende Tabelle) sind von 

67,8 Mio. € im Jahr 2007 auf 59,4 Mio. € im Jahr 2008 zurückgegangen. Die 

von NWL abgeführten Zweckabgaben aus dem Jahr 2006 betrugen insgesamt 

77.041.785,38 €. 
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Titel   Ist 2007 Ist 2008
        

1111.00.12201 Einnahmen aus dem Zahlenlotto 6 aus 49 am 29.786.643,98 26.829.978,97

  Sonnabend     

1111.00.12202

Einnahmen aus dem Zahlenlotto 6 aus 49 am 

Mittwoch 12.942.819,24 10.868.566,36

1111.00.12203 Einnahmen aus dem Spiel 77 9.632.442,12 8.448.791,74

1111.00.12204 Einnahmen aus der Oddset-Wette 1.538.865,99 974.931,50

1111.00.12205 Einnahmen aus der Zusatzlotterie Super 6 7.051.924,75 6.126.580,07

1111.00.12206 Einnahmen aus der GlücksSpirale 1.617.866,43 1.805.396,12

1111.00.12207 Einnahmen aus dem Fußball-Toto 478.635,25 318.373,02

1111.00.12208 Einnahmen aus der Losbrieflotterie 1.063.375,00 929.875,00

1111.00.12209 Einnahmen aus der Lotterie Bingo 2.405.381,33 2.096.996,38

1111.00.12210 Einnahmen aus der Zahlenlotterie Keno 1.177.275,23 897.503,86

1111.00.12211 Einnahmen aus der Zusatzlotterie Plus 5 113.875,62 86.324,24

1111.00 Summe  67.809.104,94 59.383.317,26

 

Die Lotteriesteuer fließt als allgemeine Einnahme in den Landeshaushalt - oh-

ne Zweckbindung. 

 

Die Zweckabgaben dagegen werden für gemeinnützige Zwecke verwendet 

(siehe § 10 GlüStV AG).  

 

Der überwiegende Teil der aus Lotterieerträgen finanzierten gemeinnützigen 

Ausgaben wird unabhängig von der absoluten Höhe und vom Zeitpunkt des 

Geldeinganges der Zweckerträge geleistet. Dies geschieht, um die mit den je-

weiligen Ausgaben bezweckten Ziele erreichen zu können. Die Zielerreichung 

soll nicht dem Risiko schwankender Einnahmen ausgesetzt werden.   

 

Durch den Rückgang der Zweckabgaben sind nur die einnahmeabhängigen 

Ausgaben (aus BINGO und Glücksspirale) betroffen.  
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2. Situation der Spielbanken in Schleswig-Holstein 
 

Die Zahl der Spielbanken in Schleswig-Holstein ist unverändert geblieben. Wie 

bereits vor Inkrafttreten des Glücksspielstaatsvertrages befinden sich Spiel-

banken an den Standorten in Flensburg, Kiel, Lübeck-Travemünde, Schene-

feld und Westerland. 

 

Im Vergleich zu 2007 stellen sich in 2008 die Spielbankabgabe (nach Anrech-

nung der Umsatzsteuer) und die Zusatzabgabe sowie der Bruttospielertrag 

wie folgt dar (zu den Vorjahren siehe Landtagsdrucksache 16/1867): 

 

 2007 2008 

Spielbankabgabe 12,6 Mio € 8,8 Mio € 

Zusatzabgabe 5,1 Mio € 7,5 Mio € 

Summe 17,7 Mio € 16,3 Mio € 

   

Bruttospielertrag 29,7 Mio € 25,2 Mio € 

 

Die Entwicklung in Schleswig-Holstein entspricht dem bundesweiten Trend. 

Bundesweit reduzierte sich der Bruttospielertrag lt. der Deutschen Spielban-

ken Interessen- und Arbeitsgemeinschaft in 2008 sogar um 21,7 % gegenüber 

15,2% in Schleswig-Holstein. Wie in Schleswig-Holstein gelten hierfür als Ur-

sache zum einen die zu Anfang 2008 in Kraft getretenen Nichtraucherschutz-

gesetze. Zum anderen hat sich die mit dem Glücksspielstaatsvertrag gleich-

falls für die Automatenspielsäle vorgegebene Zugangskontrolle negativ auf 

den Bruttospielertrag ausgewirkt. Insoweit ist allerdings anzumerken, dass mit 

Blick auf die Entscheidung des BGH vom 22.11.2007 (Az. III ZR 9/07) eine 

Zugangskontrolle auch deshalb erforderlich ist, um Schadensersatzansprüche 

gesperrter Spieler für verlorenes Geld zu vermeiden. Denn nach diesem Urteil 

hat eine Spielbank auch bei Automatenspielsälen eine generelle Kontroll-

pflicht, die den Zutritt von antragsgemäß gesperrten Spielern verhindern soll 

(Fortführung von BGHZ 165, 276). Die Spielbanken beklagen eine Abwande-
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rung der Gäste zum gewerblichen Spiel, wo es keine Zugangskontrollen gibt. 

Diese Einschätzung erscheint nachvollziehbar, konnte doch die Unterhal-

tungsautomatenwirtschaft nach einer Pressemitteilung des Verbandes der 

deutschen Automatenindustrie e.V. vom 12. Januar 2009 auf ein wirtschaftlich 

positives Jahr 2008 mit Umsatzzuwächsen zurückschauen. 

 

3. Evaluierung und Erfolg des Glücksspielstaatsvertrages, insb. in Bezug 
auf die Reduzierung der Glücksspielsucht und des Spielerschutzes 
 

a) Evaluation 

Gegenstand und Zeitraum der Evaluation ergeben sich aus § 27 GlüStV. Da-

nach sind die Auswirkungen des Staatsvertrages von den Glücksspielauf-

sichtsbehörden der Länder unter Mitwirkung des Fachbeirats zu evaluieren. 

Das Ergebnis ist den Ministerpräsidenten drei Jahre nach Inkrafttreten des 

Staatsvertrages, bis Ende 2010, vorzulegen. Dies folgt aus § 28 Absatz 1 Satz 

1 GlüStV, wonach die Ministerpräsidentenkonferenz über das Fortgelten des 

Staatsvertrages „unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Evaluation 

(§27)“ entscheidet.  

Die Innenministerien der Länder haben eine Arbeitsgruppe unter Federführung 

des Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen mit der Umsetzung 

der Evaluation beauftragt. Grundlage der Evaluation des Glücksspielstaatsver-

trages ist der „Leitfaden der Bundesregierung zur Gesetzesfolgenabschät-

zung“, der im Auftrag des BMI und des IM BW erstellt wurde. Dieser schlägt 

für eine Gesetzesfolgenabschätzung u. a. folgende Prüfkriterien vor: Zielerrei-

chungsgrad, Kosten, Kosten-Nutzen-Effekte, Akzeptanz und Praktikabilität. 

Dem Fachbeirat Glücksspielsucht wurde Gelegenheit gegeben, bei der Vorbe-

reitung der Evaluation mitzuwirken. 

Die Untersuchung erstreckt sich auf folgende Einzelregelungen: 

 

a) § 4 Abs. 1-3 (Erlaubnis für die Veranstaltung und Vermittlung von öffentli-

chem Glücksspiel) 

b) § 4 Abs. 4 (Verbot des Glücksspiels im Internet) 

c) § 5 (Werbung) 

d) § 6 (Sozialkonzept) 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/2520
 

11 

e) § 7 (Aufklärung) 

f) § 8 (Spielersperre) 

g) § 9 Abs. 5 (Einführung neuer Glücksspielangebote) 

h) § 10 (Sicherstellung eines ausreichenden Glücksspielangebots) 

i) § 11 (Suchtforschung) 

j) § 12 Abs. 2 (Befreiung vom Verbot der Fernsehwerbung) 

k) § 19 (Gewerbliche Spielvermittlung) 

l) § 20 (Spielbanken) 

m) § 21 (Sportwetten) 

n) § 22 (Lotterien mit besonderem Gefährdungspotential) und 

o) § 25 Abs. 6 (Übergangsregelung für die Veranstaltung von Lotterien im In-

ternet). 

 

Grund für diese Auswahl ist, dass sich der Glücksspielstaatsvertrag vor allem 

durch diese Vorschriften von dem bis zum 31. 12. 2007 geltenden Lotterie-

staatsvertrag unterscheidet. Außerdem verfolgen in erster Linie diese Vor-

schriften den Zweck, die Ziele des § 1 GlüStV umzusetzen. 

 

Im Mittelpunkt der Evaluation steht die Erfassung und Bewertung, in welchem 

Grad diese Ziele erreicht werden konnten (Zielerreichungsgrad). 

 

Darüber hinaus soll sich die Untersuchung auf folgende Themen erstrecken: 

1. Zahl der Spielsüchtigen 

2. Einnahmen der staatlichen Veranstalter 

3. Einnahmen aus illegalem Glücksspiel. 

 

In einem eigenen Kapitel der Untersuchung soll das Ergebnis strafrechtlicher 

Gerichtsurteile und Ermittlungsverfahren behandelt werden. 

Mit der Durchführung der erforderlichen Befragung wurde das Amt für Daten-

verarbeitung und Statistik des Landes Nordrhein-Westfalen beauftragt. Befragt 

werden die staatlichen Veranstalter, die Spielbanken, die gewerblichen Spiel-

vermittler und die Glücksspielaufsichtsbehörden. Die Fragebögen sind in der 

Anlage beigefügt. 
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b) Maßnahmen zum Spieler- und Jugendschutz 

Wesentliche Ziele des Glücksspielstaatsvertrages sind, das Entstehen von 

Glücksspielsucht und Wettsucht zu verhindern und die Voraussetzungen für 

eine wirksame Suchtbekämpfung zu schaffen (§ 1 Nr. 1 GlüStV) und den Ju-

gend- und den Spielerschutz zu gewährleisten (§ 1 Nr. 3 GlüStV). Um diese 

Ziele zu erreichen werden die Glücksspielaufsichtsbehörden der Länder von 

einem Fachbeirat beraten, der sich aus Experten in der Bekämpfung der 

Glücksspielsucht zusammensetzt (§ 10 Abs. 1 GlüStV). Zudem sind gem. § 8 

Abs. 1 GlüStV zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der Spielsucht die 

Spielbanken und die staatlichen Veranstalter verpflichtet, ein übergreifendes 

Sperrsystem zu unterhalten. Gesperrten Spielern ist die Teilnahme an Lotte-

rien staatlicher Veranstalter, die häufiger als zweimal pro Woche veranstaltet 

werden, und Wetten sowie der Zutritt zu den Spielbanken verboten. Hierzu 

wurde bei den Spielbanken auch für das Automatenspiel eine Zugangskontrol-

le eingeführt. 

Auch die Werbung für öffentliche Glücksspiele wurde in § 5 GlüStV stark reg-

lementiert. Insbesondere muss jede Werbung deutliche Hinweise auf das Ver-

bot der Teilnahme Minderjähriger, die von dem Glücksspiel ausgehende 

Suchtgefahr und Hilfsmöglichkeiten erhalten. 

Ebenfalls neu ist, dass für die Erteilung einer Erlaubnis zum Veranstalten oder 

Vermitteln öffentlicher Glücksspiele die Vorlage eines Sozialkonzeptes erfor-

derlich ist. In diesem Sozialkonzept ist darzustellen, wie die Schulung des 

Personals im Hinblick auf die „Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung 

von Glücksspielsucht“ der Anlage 2 des GlüStV sichergestellt wird. Außerdem 

ist darzulegen, mit welchen Maßnahmen den sozialschädlichen Auswirkungen 

des Glücksspiels vorgebeugt werden soll und wie diese behoben werden sol-

len. Zu diesen Maßnahmen zählen insbesondere Altersverifikation, Aufklärung 

über Suchtrisiken und Wahrscheinlichkeiten von Gewinn und Verlust, sowie 

Hinweise auf Beratungsmöglichkeiten und Therapie. Über die Umsetzung des 

Sozialkonzeptes ist jährlich zu berichten. Darüber hinaus sind NWL und die 

gewerblichen Spielvermittler gehalten, über die Auswirkung der von ihnen ver-

anstalteten bzw. vermittelten Glücksspiele auf die Entstehung von Glücks-

spielsucht Daten zu erheben und entsprechend zu berichten. Gemäß der Lan-

desverordnung über die Vermittlung von Glücksspielen und die Begrenzung 
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der Annahmestellen in Schleswig-Holstein vom 11. November 2008 hat NWL 

die Zahl der Annahmestellen bis zum 01.07.2009 auf maximal 820 zu reduzie-

ren. 

 

4. Ergebnisse des Forschungsprojektes „Spielsucht“ 
 

Der Fachbeirat nach § 10 Abs. 1 Satz 2 GlüStV hat Empfehlungen zur zeitna-

hen Durchführung einer epidemiologischen Studie zur Glücksspielsucht in 

Deutschland vorgelegt und auch ein Studiendesign vorgeschlagen, das einen 

Kostenrahmen von etwa 4,5 Mio. € erfordern würde. Begründet wurde diese 

Empfehlung zum einen mit der notwendigen Legitimation einer staatlichen 

Regulierung des Glücksspiels durch den Glücksspielstaatsvertrag und zum 

anderen mit dem Fehlen aussagefähiger repräsentativer epidemiologischer 

Studien zur Verbreitung des problematischen und pathologischen Glücksspie-

lens. 

 

Die AG Suchthilfe der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesgesundheits-

behörden hat dieser Auffassung widersprochen und insbesondere auf drei ak-

tuelle Studienergebnisse zum pathologischen Glücksspiel hingewiesen (Büh-

ringer, G. u. a.: Pathologisches Glücksspiel in Deutschland: Spiel- und Bevöl-

kerungsrisiken. Sucht, 53 (5), Seite 296 bis 308; Buth, S., Stöver, H.: Glücks-

spielteilnahme und Glücksspielprobleme in Deutschland: Ergebnisse einer 

bundesweiten Repräsentativbefragung. Suchttherapie 1/2008, 9, Seite 3 bis 

11; BZgA: Glücksspielverhalten und problematisches Glücksspielen in 

Deutschland 2007. Köln, 2008). Alle drei Studien unterscheiden sich in der 

methodischen Herangehensweise, kommen aber zu vergleichbaren Ergebnis-

sen, nämlich einer Prävalenz pathologischen Spielens in der deutschen Be-

völkerung zwischen 0,2 und 0,56 %. Insbesondere die BZgA-Studie eignet 

sich auch besonders gut zur Evaluation der durch den Glücksspielstaatsver-

trag vorgegebenen Maßnahmen und Aktivitäten, da sie in einem Zeitraum vor 

Inkrafttreten des Glücksspielstaatsvertrages durchgeführt wurde und im Sinne 

eines Monitorings auf Wiederholungsbefragungen angelegt ist. 
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Deshalb hat die AG Suchthilfe nach mehreren Gesprächen mit dem Fachbei-

rat den Vorschlag unterbreitet, 

- eine Aufstockung der Stichprobe für die im Jahr 2009 anstehende wie-

derholte Repräsentativerhebung (Bühringer-Studie) vorzunehmen, 

- eine Sekundäranalyse der vorhandenen Daten aus den drei vorliegenden 

Studien zu veranlassen sowie 

- eine ergänzende gesonderte Studie nur unter Darlegung des Mehrwerts 

zu den bereits vorliegenden Studien und des Nutzens für die Praxis mit 

einem Kostenrahmen von insgesamt 1 Mio. € als Obergrenze in Auftrag 

zu geben. 

 

Der Fachbeirat hat am 14. November 2008 beschlossen, grundsätzlich an ei-

ner epidemiologischen Studie festzuhalten und den Vorschlag unterbreitet, 

zunächst nur mit einer Modellregion von 1 Mio. Einwohnern und nicht bun-

desweit repräsentativ zu starten, um den Kostenrahmen von 1 Mio. € nicht zu 

überschreiten. 

 

Die AG Suchthilfe wird sich auf ihrer Sitzung am 25./26. Februar 2009 in Berlin 

mit diesem neuen Vorschlag des Fachbeirats befassen, einen Beschluss erar-

beiten und diesen an die Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesgesund-

heitsbehörden weiterleiten. 

 

5. Erwartungen der Landesregierung an das Internetverbot für deutsche 
Lottovermittler 
 

Ab 01.01.2009 ist das Veranstalten und Vermitteln von öffentlichen Glückspie-

len im Internet verboten; die Übergangsregelung des § 25 Abs. 6 GlüStV, die 

die Veranstaltung und Vermittlung von Glücksspielen unter bestimmten Vor-

aussetzungen bis zum 31.12.2008 ermöglichte, ist abgelaufen. 

Die gewerblichen Spielvermittler hatten damit Gelegenheit, auf alternative Ver-

triebswege zum Internet auszuweichen sowie die seit 01.01.2009 erforderliche 

Erlaubnis zur Spielvermittlung zu beantragen. Acht Erlaubnisse wurden bisher 

an gewerbliche Spielvermittler erteilt, sieben Erlaubnisverfahren sind noch 

nicht abgeschlossen. 
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NWL hat zum 01.01.2009 die Internet-Schnittstelle geschlossen und nimmt 

von gewerblichen Spielvermittlern keine Umsätze an, die im Internet vermittelt 

wurden.  

 

Wie bereits 2005 von Hayer / Bachmann / Meyer (Pathologisches Spielverhal-

ten bei Glücksspielen im Internet, Wiener Zeitschrift für Suchtforschung 28, 

2005, S. 29 – 41) herausgearbeitet wurde, kann das Gefährdungspotenzial 

von Online-Glücksspielen im Wesentlichen durch folgende zehn Kriterien be-

stimmt werden:  

− Verfügbarkeit und Griffnähe (das Angebot mehrerer Anbieter ist ausrei-

chend vorhanden, kostengünstig, bequem und in vertrauter Umgebung, 

ohne Kleidervorschriften jederzeit erreichbar); 

− Ereignisfrequenz; 

− Interaktivität (Verstärkung des Gefühls, Kontrolle über das Spielge-

schehen zu haben); 

− bargeldloser Zahlungsverkehr; 

− Anonymität der Spielteilnahme im Internet (und die leichtere Überwin-

dung von sozialen Hemmungen); 

− Realitätsflucht; 

− Abbau von Hemmschwellen und Berührungsängsten (Anonymität, 

Wegfallen von Anfahrtswegen, Vertrautheit mit dem Spielformat über 

vorherige kostenlose Testspiele); 

− Vielfalt der Angebotspalette (verschiedene Spiele und Spielgeräte, Ein-

zelspieler- oder Gruppenmodus); 

− Vermarktung; 

− kundenfreundliche Angebote aufgrund niedriger Betriebskosten. 

Diese Kriterien beziehen sich vorrangig auf kasinotypische Spiele, können a-

ber auch auf andere Online-Glücksspiele (Live-Wetten oder Lotterien) über-

tragen werden. Zwar ist beim klassischen Lotto im Internet die Ereignisfre-

quenz nicht von entscheidender Bedeutung, andere Kriterien, die das Gefähr-

dungspotenzial beeinflussen, liegen dagegen auch hier vor, um nur Verfüg-

barkeit und Nähe, bargeldloser Zahlungsverkehr, Anonymität oder Vermark-

tung zu nennen. 
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Das Glücksspielverbot im Internet trägt diesem Gefährdungspotenzial Rech-

nung. Sinn und Zweck dieses Verbots ist, Spieler- und insbesondere Jugend-

schutz in dem Maße sicherzustellen, wie es die Bedeutung dieser Anliegen 

gebietet und wie es das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 

28.03.2006 forderte. Die Teilnahme an Glücksspielen (Sportwetten) über das 

Internet wurde durch das Gericht als bedenklich beurteilt, da dort keine effekti-

ve Kontrolle des Jugendschutzes gewährleistet war. Dies und die Anonymität 

der Spielenden ließen es als notwendig erscheinen, diesen Vertriebsweg voll-

ständig zu untersagen. Damit wurde auch eine Forderung der Spielsuchtex-

perten erfüllt, die ein konsequentes Verbot von Internet-Wetten und Online-

Glücksspielen verlangten. Das Verbot musste sich auch auf die Werbung im 

Internet beziehen, da hier neben die Breitenwirkung und die Zielgruppenorien-

tierung als zusätzliches Gefahrenelement der sofortige Übergang zur Teil-

nahme am Spiel trat, der im Internet stets möglich war. 

 

In seinem Beschluss vom 14.10.2008 bestätigte das Bundesverfassungsge-

richt gut zweieinhalb Jahre nach dem Urteil vom 28.03.2006 die Verfassungs-

gemäßheit des Glücksspielstaatsvertrags. Der Beschwerdeführer, ein gewerb-

licher Spielvermittler, sah sich durch den Glücksspielstaatsvertrag erheblichen 

Eingriffen in ihre Grundrechte ausgesetzt. Das Bundesverfassungsgericht bes-

tätigte zwar diese Eingriffe, führte aber weiter aus, dass diese aufgrund der 

überragend wichtigen Gemeinwohlziele (nämlich dem Schutz der Bevölke-

rung, insbesondere Kinder und Jugendliche, vor den Gefahren der Glücks-

spielsucht und der mit Glücksspielen verbundenen Folge- und Begleitkriminali-

tät) in vollem Umfang gerechtfertigt sind. 

Mit dieser Entscheidung wurde den vielen überwiegend erstinstanzlichen Ur-

teilen aus der jüngeren Vergangenheit der Boden entzogen, die mit Hinweis 

auf die vermeintliche Verfassungswidrigkeit dieser Vorschriften ordnungsbe-

hördliche Verbotsverfügungen aufgehoben oder wettbewerbsrechtliche Unter-

lassungsansprüche der staatlichen Anbieter abgewiesen haben. 
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6. Stand des Vertragsverletzungsverfahrens der EU-Kommission gegen 
Deutschland in Bezug auf den Glücksspielstaatsvertrag 
 

Die Kommission hat mit Mahnschreiben vom 31.01.2008 das Vertragsverlet-

zungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland eröffnet. Einzelne Be-

stimmungen des Glücksspielstaatsvertrags widersprechen nach Ansicht der 

Kommission den Binnenmarktbestimmungen der Artikel 43, 49 und 56 des 

EG-Vertrags. Vor allem geht es hierbei um die Vermittlung von Sportwetten im 

Internet durch private Anbieter. Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-

land hat zuletzt per Mitteilung vom 20. Mai 2008 zum Ausdruck gebracht, dass 

sie den Glücksspielstaatsvertrag für europarechtskonform hält. Eine Befas-

sung durch die Kommission ist bislang nicht erfolgt. Auf die Parlamentarische 

Anfrage des Europaabgeordneten Werner Langen an die Kommission vom 

08.12.2008 hin erklärte EU-Kommissar Charlie McCreevy, dass es im Ermes-

sen der Kommission liege, wann sie eine Entscheidung im Rahmen von Ver-

tragsverletzungsverfahren treffe. Die Kommission prüfe derzeit das Vertrags-

verletzungsverfahren gegen Deutschland sowie ähnliche Fälle und werde vor-

aussichtlich zu gegebener Zeit geeignete Beschlüsse fassen. 

 

7. Laufende Verfahren vor Schleswig-Holsteinischen Gerichten im Zusam-
menhang mit dem Glücksspielstaatsvertrag 
 

Vor dem VG Schleswig sind derzeit elf Verfahren anhängig, die einen Bezug 

zum Glücksspielstaatsvertrag aufweisen. Bei fünf dieser Verfahren handelt es 

sich um Klagen ausländischer Anbieter (Malta, Gibraltar) von Sportwetten, ein 

Verfahren betrifft einen inländischen Vermittler von ausländischen Sportwet-

ten. Bei einem weiteren Verfahren handelt es sich um die Klage gegen einzel-

ne Nebenbestimmungen der Erlaubnis der gewerblichen Spielvermittlung. Die 

übrigen Verfahren betreffen das Internetverbot des § 4 Abs. 4 GlüStV. 

 

Das Verwaltungsgericht Schleswig hat in einem Verfahren dem Gerichtshof 

der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) gemäß Art. 234 Abs. 1a EG fol-

gende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
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a) Ist Art. 49 EG dahingehend auszulegen, dass die Berufung auf die Dienst-

leistungsfreiheit voraussetzt, dass der Dienstleistungserbringer nach den 

Bestimmungen des Mitgliedstaates, in dem er ansässig ist, die Dienstleis-

tung auch dort erbringen darf. 

 -hier: Beschränkung der Glücksspiellizenz Gibraltars auf „offshore  

 bookmarking“? 

b) Ist Art. 49 EG dahingehend auszulegen, dass dieser einem maßgeblich mit 

der Bekämpfung von Spielsuchtgefahren begründeten nationalen staatli-

chen Veranstaltungsmonopol auf Sportwetten und Lotterien (mit nicht nur 

geringem Gefährdungspotenzial) entgegensteht, wenn in diesem Mitglied-

staat andere Glücksspiele mit erheblichem Suchtgefährdungspotenzial von 

privaten Dienstleistungsanbietern erbracht werden dürfen und die unter-

schiedlichen rechtlichen Regelungen zu Sportwetten- und Lotterien einer-

seits und anderen Glücksspielen andererseits auf der unterschiedlichen 

Gesetzgebungskompetenz der Länder und des Bundes beruhen? 

 

 Für den Fall der Bejahung der Vorlagefrage b): 

c) Ist Art. 49 EG dahingehend auszulegen, dass dieser einer nationalen Re-

gelung entgegensteht, die einen Anspruch auf Erteilung einer Erlaubnis für 

das Veranstalten und Vermitteln von Glücksspielen auch bei Vorliegen der 

gesetzlich normierten Erteilungsvoraussetzungen in das Ermessen der Er-

laubnisbehörde stellt? 

d) Ist Art. 49 EG dahingehend auszulegen, dass dieser einer nationalen Re-

gelung entgegensteht, die das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher 

Glücksspiele im Internet untersagt, wenn insbesondere gleichzeitig – 

wenngleich auch nur für eine Übergangsfrist von einem Jahr – die Veran-

staltung und Vermittlung im Internet unter Einhaltung von Jugend- und 

Spielerschutzbestimmungen ermöglicht wird, um zum Zweck eines Ver-

hältnismäßigkeitsausgleichs namentlich zweier gewerblicher Spielvermitt-

ler, die bislang ausschließlich im Internet tätig sind, eine Umstellung auf die 

nach dem Staatsvertrag zugelassenen Vertriebswege zu ermöglichen? 

 

Das VG Schleswig hat das Verfahren entsprechend § 94 VwGO bis zu einer 

Entscheidung des EuGH über die vorgenannte Vorlage ausgesetzt. 
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Ebenfalls ausgesetzt wurden die weiteren Verfahren betreffend Online-

Sportwetten. 

 

Eine Entscheidung des EuGH ist bisher nicht erfolgt. Nach bisheriger Recht-

sprechung des EuGH sind Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und 

des freien Dienstleistungsverkehrs im Glückspielbereich unter bestimmten 

Voraussetzungen zulässig. Im Fall Gambelli hat der EuGH ausgeführt, dass 

sie  

„aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt sein [müs-

sen], sie müssen geeignet sein, die Verwirklichung des mit ihnen verfolgten 

Zieles zu gewährleisten, und sie dürfen nicht über das hinausgehen, was zur 

Erreichung dieses Zieles erforderlich ist. Auf jeden Fall müssen sie in nichtdis-

kriminierender Weise angewandt werden. … Soweit nun aber die Behörden 

eines Mitgliedstaats die Verbraucher dazu anreizen und ermuntern, an Lotte-

rien, Glücksspielen oder Wetten teilzunehmen, damit der Staatskasse daraus 

Einnahmen zufließen, können sich die Behörden dieses Staates nicht im Hin-

blick auf die Notwendigkeit, die Gelegenheiten zum Spiel zu vermindern, auf 

die öffentliche Sozialordnung berufen, um Maßnahmen wie die im Ausgangs-

verfahren in Rede stehenden zu rechtfertigen.“ 

(EuGH Urteil vom 6. November 2003 - Az.: C-101/01 (Gambelli - Glücksspiele 

und Sportwetten im Internet, Rn 64 – 69). 

 

Da der Glücksspielstaatsvertrag auf Spieler- und Jugendschutz sowie Ein-

dämmung der Glücksspielsucht und Gewährleistung eines ordentlichen Ab-

laufs von Glücksspielen abzielt, sind die vom EuGH geforderten Vorausset-

zungen erfüllt.  

 

Im Urteil Placanica bestätigte der EuGH, dass  

„eine nationale Regelung, die die Ausübung von Tätigkeiten des Sammelns, 

der Annahme, der Bestellung und der Übertragung von Wetten, insbesondere 

über Sportereignisse, ohne eine von dem betreffenden Mitgliedstaat erteilte 

Konzession oder polizeiliche Genehmigung verbietet, eine Beschränkung der 

Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs nach den Art. 

43 EG und 49 EG darstellt. Es ist Sache der vorlegenden Gerichte, zu prüfen, 
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ob die nationale Regelung, soweit sie die Anzahl der im Glücksspielsektor tä-

tigen Wirtschaftsteilnehmer begrenzt, tatsächlich dem Ziel entspricht, der Aus-

beutung von Tätigkeiten in diesem Sektor zu kriminellen oder betrügerischen 

Zwecken vorzubeugen.“ 

(EuGH, Urteil vom 6. März 2007, AZ: C 338/04, C 359/04 und C 360/04 (Pla-

canica)). 

 

Auch in den Schlussanträgen des Generalanwalts des EuGH, Yves Bot, in der 

Rechtssache C-42/07 (Liga Portuguesa) vom 14. Oktober 2008 fanden sich 

keine Anhaltspunkte für die Gemeinschaftswidrigkeit des Glücksspielstaats-

vertrags. 

 

In den vor dem VG Schleswig anhängigen Verfahren beriefen sich die Kläger 

regelmäßig nicht nur darauf, dass der Glücksspielstaatsvertrag gegen Ge-

meinschaftsrecht verstoße, sondern auch auf Verstöße gegen deutsches Ver-

fassungsrecht. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in dem o.g. Beschluss vom 14.10.2008 die 

Verfassungsgemäßheit des Glücksspielstaatsvertrags ausdrücklich bestätigt.  

 

Das Gericht führte zur Einführung der Erlaubnispflicht aus:  

„Die zu prüfenden Vorschriften beachten auch den Verhältnismäßigkeits-

grundsatz. Der Glücksspielstaatsvertrag, … [dient] vorrangig dem Ziel, die Be-

völkerung, insbesondere Kinder und Jugendliche, vor den Gefahren der 

Glücksspielsucht und der mit Glücksspielen verbundenen Folge- und Begleit-

kriminalität zu schützen (…). Damit werden überragend wichtige Gemeinwohl-

ziele verfolgt, die selbst objektive Berufswahlbeschränkungen zu rechtfertigen 

vermögen …  

Die Länder waren entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin nicht gehal-

ten, das Zahlenlotto als eine nach ihrem Dafürhalten „harmlose“ und nicht 

suchtgefährdende Art des Glücksspiels von dem Geltungsbereich des Glück-

spielstaatsvertrages und der ihn ergänzenden Landesgesetze auszunehmen. 

Wird der Gesetzgeber – wie hier – zur Verhütung von Gefahren für die Allge-

meinheit tätig, so belässt ihm die Verfassung bei der Prognose und Einschät-

zung der in den Blick genommenen Gefährdung einen Beurteilungsspielraum, 
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der vom Bundesverfassungsgericht bei der verfassungsrechtlichen Beurtei-

lung zu beachten ist. Der Beurteilungsspielraum ist erst dann überschritten, 

wenn die Erwägungen des Gesetzgebers so offensichtlich fehlsam sind, dass 

sie vernünftigerweise keine Grundlage für die angegriffenen gesetzgeberi-

schen Maßnahmen abgeben können (…). Hieran gemessen sind die Erwä-

gungen der Landesgesetzgeber verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 

… 

Die angegriffenen Regelungen sind auch zur Zweckerreichung geeignet, weil 

mit ihrer Hilfe der gewünschte Erfolg gefördert werden kann (…). Die Rege-

lungen zur Erlaubnispflicht und zu den Erlaubnisvoraussetzungen (…) sind 

sowohl dem Grunde als auch dem konkreten Inhalt nach geeignet, um die ver-

folgten Gemeinwohlziele durchzusetzen. … 

„(a) Das in § 4 Abs. 1 und 2 GlüStV, … verankerte Prinzip eines generellen 

Verbots mit Erlaubnisvorbehalt steht in einem angemessenen Verhältnis zu 

den grundrechtlich geschützten Belangen der Beschwerdeführerin. Die mit 

dem Glücksspielstaatsvertrag verfolgten Gemeinwohlinteressen, vor allem die 

Verhinderung und Bekämpfung der Glücksspielsucht mit ihren bedenklichen 

wirtschaftlichen und sozialen Folgen für die Betroffenen, sind derartig gewich-

tig, dass sie die mit einem Erlaubnisvorbehalt verbundenen Beschränkungen 

für Glücksspielveranstalter und –vermittler zu rechtfertigen vermögen. Dies gilt 

auch für die Regelung des § 4 Abs. 2 Satz 3 GlüStV, wonach auf die Erteilung 

der Erlaubnis kein Rechtsanspruch besteht. 

(b) Die Angemessenheit des Regionalitätsprinzip in § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 9 

Abs. 4 Satz 1 GlüStV begegnet ebenfalls keinen durchgreifenden Bedenken. 

… Diese [aus dem Regionalitätsprinzip für die Vermittler öffentlicher Glücks-

spiele folgenden] Belastungen sind jedoch hinzunehmen; denn es liegt in der 

Natur der Sache, dass die zuständigen Behörden im Rahmen der landeseige-

nen Verwaltung grundsätzlich nur Erlaubnisse mit Wirkung für das Gebiet des 

jeweiligen Landes erteilen können. …“ 

(BVerfG, Entscheidung vom 14. Oktober 2008, Az. 1 BvR 928/08, S. 9ff.; 20f.) 

 

Zum Internetverbot führte das Gericht aus: 

„Das Verbot der Veranstaltung und Vermittlung öffentlicher Glücksspiele im In-

ternet (§ 4 Abs. 4 GlüStV) ist geeignet, problematisches Spielverhalten einzu-
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dämmen. Das Spielen im Internet ist durch ein hohes Maß an Bequemlichkeit 

sowie durch eine zeitlich unbeschränkte Verfügbarkeit des Angebots gekenn-

zeichnet. Hierzu kommt ein im Vergleich zur Abgabe des Lottoscheins in der 

Annahmestelle höherer Abstraktionsgrad, der geeignet ist, das virtuelle 

Glücksspiel in der Wahrnehmung des Spielers aus seinem Bedeutungszu-

sammenhang herauszulösen und insbesondere die Tatsache des Einsatzes – 

und möglichen Verlustes von Geld – in den Hintergrund treten zu lassen. Die 

Möglichkeiten des Internet-Glücksspiels zu beschneiden, bedeutet, die Um-

stände der Teilnahme für den Einzelnen zu erschweren und ihm den Vorgang 

des Spielens bewusster zu machen. Hierdurch kann einem Abgleiten in prob-

lematisches Spielverhalten entgegengewirkt werden. Hinzu kommt, dass nach 

wie vor erhebliche Bedenken bestehen, ob sich bei einer Teilnahme von 

Glücksspielen im Internet der im Rahmen der Suchtprävention besonders 

wichtige Jugendschutz effektiv verwirklichen lässt (…). Auch zur Vermeidung 

derartiger Präventionslücken ist das Internetverbot das geeignete Mittel.“ 

(BVerfG, Entscheidung vom 14. Oktober 2008, Az. 1 BvR 928/08, S. 9ff.; 15f.) 

 

Diese Einschätzung des Glücksspielstaatsvertrages wird von fast allen deut-

schen Obergerichten geteilt.  

So wurden Anträge von Sportwettenvermittlern auf Wiederherstellung der auf-

schiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen Untersagungsverfügungen 

vom Bayrischen VGH (Beschlüsse vom 02.06.08, 02.07.08, 08.07.08, 

20.11.08, 25.11.08), Hamburgischen OVG (Beschlüsse vom 25.03.08, 

26.09.08), vom Hessischen VGH (Beschlüsse vom 08.11.07, 07.08.08, 

13.08.08), vom Niedersächsischen OVG (Beschlüsse vom 08.07.08, 1.8.08, 

4.8.08, 06.08.08, 11.08.08), vom OVG Berlin-Brandenburg (Beschlüsse vom 

12.10.07, 12.12.07), vom OVG Nordrhein-Westfalen (Beschlüsse vom 

07.03.08, 30.07.08, 27.10.08), vom Sächsischen OVG (Beschluß 12.12.07), 

vom VGH Thüringen (Beschluß vom 03.12.08) und vom VGH Baden-

Württemberg (Beschluß vom 17.03.08) abgelehnt. Diese Gerichte halten den 

Glücksspielstaatsvertrag für verfassungsgemäß und europarechtskonform. 
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8. Überlegungen der Landesregierungen zur Änderung des Glücksspiel-
staatsvertrages 
 

Die Geltung des Glücksspielstaatsvertrages ist nach § 28 GlüStV bis zum 

31.12.2011 befristet. Ein Jahr zuvor ist nach § 27 GlüStV das Ergebnis der 

Evaluierung der Auswirkungen des Staatsvertrages vorzulegen, die von den 

Glücksspielaufsichtsbehörden der Länder unter Mitwirkung des Fachbeirates 

Glücksspielsucht durchzuführen ist (vgl. Antwort zu Frage 3).  

 

Darüber hinaus haben die Regierungschefs der Länder mit Beschluss vom 

13.12.2006 eine Arbeitsgruppe der Chefs der Staatskanzleien beauftragt, eine 

vergleichende Analyse des Glücksspielwesens innerhalb und außerhalb der 

EU zu erstellen, um daraus konkrete Folgerungen für eventuelle perspektivi-

sche Regulierungen in Deutschland und in der EU ableiten zu können. Auf-

grund der unübersichtlichen Datenlage haben die Chefs der Staatskanzleien 

die Inanspruchnahme externen Sachverstandes für erforderlich gehalten. Es 

wurde deshalb eine wissenschaftliche Untersuchung des Glücksspielwesens 

in folgenden Ländern nach einheitlichen Parametern in Auftrag gegeben: 

EU: Großbritannien (einschl. Blick auf Kanalinseln und Gibraltar), Österreich, 

Italien, Frankreich, Malta, Spanien und Schweden. 

Europa außerhalb EU: Norwegen, Schweiz. 

Sonstige: Australien, USA. 

Die Verhältnisse in Deutschland sollen nach den gleichen Parametern unter-

sucht werden, um sie zu den Ergebnissen aus den anderen Ländern in Bezie-

hung setzen zu können. 

Die Untersuchung soll neben rechtlichen und wirtschaftlichen Analysen auch 

eine psychologisch-soziale Studie über die sozialen und gesundheitlichen 

Auswirkungen des Glücksspielwesens beinhalten. Das Ergebnis der Untersu-

chung soll in der zweiten Jahreshälfte 2009 vorliegen und dann von der CdS-

Arbeitsgruppe bewertet werden. 

 

Die Landesregierung wird ihre Position zu der künftigen Regulierung des 

Glücksspielwesens in Deutschland auf der Grundlage der Ergebnisse der Eva-
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luierung des Glücksspielstaatsvertrages und der vergleichenden Analyse der 

Arbeitsgruppe der Chefs der Staatskanzleien bestimmen. 

 



 




































































